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Wahlkampf in Gefahr: Angriffe auf Helfer
in Brandenburg alarmieren

Im Vorfeld der Landtagswahl in Brandenburg wächst nach
einer Attacke auf einen Grünen-Wahlhelfer die Unsicherheit

im Wahlkampf.

Wahlkampf unter Druck
Sicherheitsbedenken nehmen zu: Angriffe
auf Wahlhelfer in Brandenburg

Die politische Landschaft in Deutschland sieht sich zunehmend
mit einem ernsthaften Problem konfrontiert: Die Sicherheit von
Wahlhelfern wird immer mehr zur Frage des politischen
Engagements. Besonders vor der anstehenden Landtagswahl in
Brandenburg am 22. September wurden Vorfälle laut, die sowohl
die Akteure als auch die Wähler alarmieren.

Eine körperliche Auseinandersetzung

In der kleinen Stadt Hohen Neuendorf, nur etwa 20 Kilometer
von Berlin entfernt, wurde ein 68-jähriger Wahlhelfer der Grünen
am Dienstagvormittag gegen 11:30 Uhr attackiert. Der
ehrenamtliche Unterstützer verteilte Flyer, als er von einem
unbekannten Mann angesprochen wurde. Ein Streit entbrannte,
der in einer körperlichen Konfrontation endete: Der Täter stieß
den Wahlhelfer zu Boden und entriss ihm seine Tasche mit den



Wahlunterlagen.

Die Reaktionen der Grünen

Die Grünen in Brandenburg zeigen sich bestürzt über diesen
Vorfall. Die Landesvorsitzende Hanna Große Holtrup äußerte:
„Es ist auch eine Bedrohung für unsere Demokratie, wenn man
sich beim Wahlkampf nicht mehr sicher fühlen kann.“ Diese
Aussage verdeutlicht die Besorgnis, dass solche Angriffe das
politische Engagement der Bürger beeinträchtigen könnten.

Konsequenzen für den Wahlkampf

Um die Sicherheit ihrer Mitglieder zu gewährleisten, plant die
Spitzenkandidatin Antje Töpfer von den Grünen, Wahlkämpfer
künftig in Gruppen von zwei oder drei Personen agieren zu
lassen. Auch sollen neue Maßnahmen zur Deeskalation an
Wahlkampfständen eingeführt werden. Diese präventiven
Schritte sind notwendig, um weiteren Übergriffen vorzubeugen.

Der Appell an den Dialog

Steffen Apelt, Bürgermeister von Hohen Neuendorf, verurteilte
die Attacke und forderte einen offenen Dialog zwischen den
verschiedenen politischen Lagern. Auf der städtischen
Homepage richtete er sich direkt an den Täter: „Ich lege nahe,
sich zu stellen und umfassend zu kooperieren, bevor er gestellt
wird.“ Dies unterstreicht die Notwendigkeit, politisch motivierte
Gewalttaten entschieden zu bekämpfen und einen respektvollen
Austausch zu fördern.

Ein Trend der Gewalt?

Die besorgniserregenden Trends hin zu mehr Gewalt und
Anfeindungen sind nicht auf die Grünen beschränkt. In anderen
Städten wie Cottbus wurden auch Wahlhelfer der Linken
angegriffen, und die CDU-Landtagskandidatin Adeline Abimnwi



Awemo wurde rassistisch beleidigt. Dieses Phänomen wirft die
Frage auf, wie sich solche Angriffe auf die demokratische Kultur
im Land auswirken könnten.

Die Vorfälle stellen nicht nur eine Herausforderung für die
politsche Sicherheit dar, sondern werfen auch ein Licht auf das
allgemeine Klima in der Politik. Die Bürger könnten zögern, sich
politisch zu engagieren, wenn sie befürchten müssen, Opfer von
Gewalt oder Beschimpfungen zu werden. Die Parteien sind
gefordert, sich gemeinsam zusammenzusetzen und Lösungen zu
finden, um den Wahlkampf zu einem sicheren Ort des
demokratischen Austauschs zu machen.
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